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Drucksache Nr. 2066 


Anfrage Nr. 173 

der Abgeordneten Hagge, Steinhörster und Genossen 


betr, allgemeine Neuwahlen aller Vertretungen von 
Gemeinden und Kreisen im Lande Schleswig- 
Holstein vor Ablauf der festgesetzten 
Wahlperiode. 


Am 24. Oktober 1948 sind in allen Gemeinden und Kreisen des 
Landes Schleswig-Holstein die Vertretungen für vier Jahre aus 
allgemeinen, unmittelbaren, freien, gleichen und geheimen Wahlen 
hervorgegangen. 

Am 24, November 1950 hat der Landtag von Schleswig-Holstein 
allgemeine Neuwahlen für alle Gemeinden und Kreise besdilossen, 
und die Landesregierung hat den Wahltermin für den 29. April 1951 
bestimmt. Die bestehenden Vertretungen in Gemeinden und Kreisen 
sind nicht aufgelöst und werden auch durch Zeitablauf nicht 
beendet. Es werden also nach dem 29. April 1951 für jede Ge- 
meinde und jeden Kreis zwei Vertretungen bestehen. 

Wir fragen die Bundesregierung daher: 

Sind die vorbezeichneten Tatsachen der Bundesregierung bekannt? 
Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die in Artikel 28 
Absätze 1 und 2 des Grundgesetzes geschaffenen Rechte für Gemein- 
den und Kreise zu sichern? Wie gedenkt die Bundesregierung den 
Absatz 3 von Artikel 28 des Grundgesetzes zu erfüllen? Dieser 
Absatz lautet: 

„(3) Der Bund gewährleistet, daß die verfassungsmäßige 
Ordnung der Länder den Grundrechten und den Bestim- 
mungen der Absätze 1 und 2 entspricht.”’ 


Bonn, den 14. März 1951 
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